
   

 

ÖVP-Kanzlerkandidat Molterer: „Ich will eine Politik, die Mut macht und nicht Angst macht.  
         Wir brauchen eine Politik, die Verlässlichkeit und Stabilität garantiert,  
         und dafür steht die ÖVP!“ 
 
Weinviertelkandidatin Bgm. Schittenhelm: „Nur dort, wo klare Verhältnisse herrschen  
         profitieren die Bürgerinnen und Bürger! Beste Beispiele dafür sind  
         unser Bundesland Niederösterreich und unsere Marktgemeinde Bisamberg“  

 
INFORMATIONSBLATT 

der ÖVP-Gemeinderatsfraktion und 
der Gemeindeparteileitung der 

ÖVP Bisamberg und Klein-Engersdorf 

September 2008 

Nr. 111 
 
 
 

zugestellt durch 
post.at 



2  

 

NEUSTART statt STILLSTAND 

Die internen Probleme der SPÖ 
und letztendlich die brutale De-
montage von Bundeskanzler       
Gusenbauer durch seinen 
„Freund Faymann“ haben die Re-
gierungsarbeit unmöglich ge-
macht. 
Die SPÖ war und ist seit Monaten 
mit sich selbst beschäftigt  und da-
her nicht in der Lage sich mit den 
wirklichen Problemen der Bevölke-
rung auseinander zu setzen. Letzt-
endlich wurde mit der Entmachtung 
Gusenbauer`s und der sogenannten   
Doppelführung, eigentlich Dreifach-
führung - Gusenbauer - Faymann – 
Dichand (Kronen Zeitung) - das Re-
gierungsübereinkommen, das Ar-
beitsprogramm gebrochen.  

Von diesem Zeitpunkt an gibt der 
bald 90 jährige Dichand, Herausge-
ber der Kronen Zeitung, die politi-
sche Linie der Sozialisten und Ih-
rem Spitzenkandidaten Faymann 
vor. 

Soll dies nach dem 28. September 
auch für ganz Österreich gelten?  

Das dürfen WIR nicht zulassen! 

Wir brauchen für Österreich einen  

eigenständigen Weg der Klarheit,  

Verlässlichkeit, Ehrlichkeit und  

Handlungsfähigkeit!  
Gerade jetzt in einer Zeit, in der die 
wirtschaftliche Situation durchaus 
wechselhaft  ist, wo es viele offene 
Fragen gibt, haben die BürgerInnen 
ein Recht auf ehrliche Antworten. 
Die Bevölkerung hat es sich nicht 
verdient mit populistischen Verspre-
chen, die nicht zu halten sind, belo-
gen zu werden.  

Wir müssen die Teuerung wir-
kungsvoll bekämpfen! 
Steigende Energiepreise ein Ende 
ist nicht absehbar…. Steigende Le-
bensmittelpreise – die Lebenskos-
ten steigen rasant an…- das sind  
die wirklichen Sorgen, die die Men-
schen bewegen. Wir brauchen Lö-
sungen, rasche Hilfe – für Familien 
mit mehreren Kindern, - für Men-
schen mit kleinem Einkommen - für 
jene Betroffenen die sich in schwie-
rigen Situationen befinden—Pflege 
leistbar machen - nach dem NÖ- 
Modell. 

WIR bleiben  unserer Linie treu - 
WIR brauchen eine STARKE 
WIRTSCHAFT in einem lebendi-
gen Europa!  
WIR brauchen eine handlungsfähi-
ge Regierung die um jeden Arbeits-
platz  kämpft, mit großem Engage-
ment in der EU mitbestimmt und 
mitentscheidet, damit wir das Beste 
für Österreich und für unsere Jun-
gen herausholen können. In Nieder-
österreich hat sich bei der Land-
tagswahl im März dieses Jahres 

eine große  Mehrheit der Bürgerin-
nen und Bürger  für klare Verhält-
nisse im Land ausgesprochen und 
damit eine Fortsetzung der guten 
Arbeit für unser Land ermöglicht. 
Eine klare Mehrheit ermöglicht es 
auch uns auf Gemeindeebene Pro-
jekte nicht nur zu planen sondern 
auch zu realisieren.  

Daher  brauchen wir diese Klarheit 
auch auf Bundesebene, um einen 
Bundeskanzler wie Willi Molterer zu 
haben, der mit seiner großen auch 
internationalen Erfahrung, seiner 
Kompetenz seiner eigenständigen 
Handlungsfähigkeit den richtigen 
Weg für Österreich vorgeben kann. 
Nach meiner Arbeit und meinen 
Erfahrungen im NÖ – Landtag habe 
ich in den wenigen Monaten meiner 
Arbeit im Parlament sehr rasch er-
kannt, dass auch auf Bundesebene 
mit Fleiß, konsequenter Arbeit und 
Ausdauer vieles zu erreichen ist. Ich 
weiß aber auch, dass nur mit ehrli-
cher verantwortungsvoller Politik 
und vor allem mit Menschlichkeit 
das Vertrauen der Bürgerinnen und 
Bürger gewonnen werden kann. 
Gerne möchte ich meine Erfahrung, 
meine Kompetenz und Arbeitskraft 
auch in den nächsten Jahren im 
Parlament für unser Weinviertel, für 
SIE, einbringen.  

Deshalb bitte ich Sie:  

Unterstützen Sie mich am  
28. September  

mit Ihrer Vorzugsstimme. 
 Herzlichst Ihre  

 
 
  
Abg.z.NR. Dorothea Schittenhelm 

Am 28. September haben Sie die Wahl!  
 

Nutzen Sie Ihr Wahlrecht auch für die Vergabe  
Ihrer Vorzugsstimme für unsere Bürgermeisterin! 

 
Bgm. Schittenhelm hat sich mit vollem Engagement für die Anliegen der Bürgerinnen und 
Bürger, aber auch für die Gemeinde Bisamberg im Nationalrat eingesetzt. Es ist sehr wichtig, 
eine starke Stimme im Parlament zu haben. Die große Erfahrung von Bgm.  
Schittenhelm und ihr Fachwissen sprechen eine klare Sprache. 
Daher am 28. September:  
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9 Kinderbetreuungsgeld: Freiheit, zwischen drei Mo-
dellen zu wählen 

9 Mehr Geld für Mehrkind-Familien: Geschwister-
staffel erhöht 

9 Mindestlohn 1000 Euro 
9 Rezeptgebühren-Obergrenze maximal 2 Prozent 
9 Überstunden für Teilzeitkräfte: 25 Prozent Zu-

schlag 
9 Demokratiepaket: Briefwahl UND Wählen mit 16 
9 Doppelbudget gesichert 
9 Finanzausgleich mit den Ländern fair verhandelt 
9 Das Baby-Paket: Die Gebühren bei der Geburt 

eines Kindes fallen weg 
9 Pendlerpauschale: PLUS 15 Prozent 
9 Kilometergeld: PLUS 4 Cent/km 
9 Entlastung Arbeitnehmer/innen mit kleinen Ein-

kommen: PLUS 420€ 
9 Der Asylgerichtshof startet seine Arbeit mit 1. Juli 

2008 

9 Abschaffung der Erbschafts- und Schenkungs-
steuer 

9 500 Millionen Euro für den Klimaschutz reserviert 
9 Vollbeschäftigung fortgesetzt. So viel Menschen in 

Arbeit wie nie 
9 Kriminalität deutlich zurückgegangen – minus 6 

Prozent. 
9 24-Stunden-Betreuung: 97 Prozent der Pfleger/

innen selbstständig 
9 Weiterer Schuldenabbau: Von 62% des BIP auf 

57,7. 
9 Abgabenquote sinkt weiter (Ziel: unter 40 Prozent 

wird erreicht) 

Neustart für Österreich be-
deutet: Sie entscheiden am 
28. September, wem es zu-
zutrauen ist, Österreich in 
die richtige Richtung zu füh-
ren. Der hart erarbeitete 
Wohlstand und die Zukunft 
Österreichs stehen auf dem 
Spiel. Mit der SPÖ 
war keine gute Zu-
sammenarbeit mög-
lich. Nichts ging 
mehr. Es hat ge-
reicht! Mit der Dop-
pelspitze Gusenbau-
er–Faymann war die 
SPÖ nicht mehr re-
gierungsfähig. Auch 
der SPÖ- Populis-
mus und ihre Kapi-
tulation vor einer 
Zeitung waren für 
uns nicht hinnehmbar! 
Darum ist jetzt ein Neustart 
notwendig – und zwar: Für 
eine wirksame Teuerungs-
bekämpfung, für das Errei-
chen der Vollbeschäftigung, 
für die Sicherung unserer 

sozialen Stärke und für die 
Fortsetzung einer konse-
quenten Sicherheitspolitik. 
Verantwortung für Öster-
reich kann nur übernehmen, 
wer etwas weiterbringen will, 
wer entscheidet und wer 
handelt. Die ÖVP tut das 

und sagt konkret, wie sie 
das will: 
yFamilien sollen mehr Geld 
zum Leben haben.  
yRechte und Pflichten müs-
sen eingehalten werden.  
yUnd Menschen, die Pflege 

und Betreuung brauchen, 
sollen diese möglichst lange 
in gewohnter Umgebung er-
halten.  
Das sind klare Entscheidun-
gen und klare Antworten, die 
sich alle Österreicherinnen 
und Österreicher verdienen. 

Als Partei der Mitte 
ist es nur die Volks-
partei, die heute ver-
lässlich Stabilität ga-
rantiert und Verant-
wortung übernimmt – 
für Jung und Alt, 
Frauen und Männer, 
Arbeitnehmer/innen 
und Unternehmer/
innen, für Europa und 
unser Land. Verant-
wortung für Öster-
reich leitet uns.  

 
Es geht um Menschen und 
Werte.  
 
Es geht darum, wie wir mor-
gen leben wollen. 

ÖVP: VERSPROCHEN – GEHALTEN 
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Nur mehr 5 Prozent Mehrwertsteu-
er auf Lebensmittel statt bisher 10 
Prozent ist das zentrale Thema 
des Faymann’schen 5-Punkte-
Propgrammes, mit dem er und die 
SPÖ die Teuerung der letzten Mo-
nate in Griff zu bekommen glau-
ben; dadurch soll vor allem die 
Masse der kleinen und mittleren 
Einkommensbezieher spürbar ent-
lastet werden. Klingt gut, ist aber 
eine ausgesprochene Mogelpa-
ckung oder – wie Grünen Chef 
Van der Bellen es auch ausge-
drückt hat – ein „Super-GAU“ der 
österreichischen Finanzpolitik.  
 
Warum kann der Verbilligungsef-
fekt – sofern dieser überhaupt 
spürbar wahrgenommen wird – 
bestenfalls nur von kurzer Dauer 
sein?  
 
Zunächst zwei bzw. drei Beispiele, 
die offenlegen, wie wenig treffsi-
cher und sozial ausgewogen diese 
Steuersenkungsmaßnahme tat-
sächlich ist. Unterstellt wird, dass 
Brot und Milch typische Grundnah-
rungsmittel eines österreichischen 
Haushaltes sind. Kostet 1 Liter 
Milch derzeit 0,89 Euro, würde 
sich dieser bei einer Senkung der 
Mehrwertsteuer auf 5% auf 0,85 
Euro ermäßigen; die Verbilligung 
beträgt somit 4 Cent. 1 Kilogramm 
Brot, das derzeit mit 2,29 Euro 
ausgepreist ist, würde unter der 
gleichen Annahme 2,19 Euro, also 
um 10 Cent weniger kosten. Ver-
gleichsweise dazu das Beispiel 
eines extrem teuren Luxusnah-
rungsmittels, das ebenfalls von 
der Faymann’schen Mehr-
wertsteuersenkung erfasst wäre: 
echter russischer Kaviar zum der-
zeitigen Preis von 189,90 Euro 
wäre demnach um 8,63 Euro billi-
ger zu kaufen. Ein Preisvorteil, der 
für einen Durchschnittshaushalt 
nur von theoretischer Bedeutung 
sein dürfte, für Menschen aber, 
die sich diesen Luxus leisten kön-
nen, bloß ein Schnäppchen.  
 
Es ist aber nicht nur die soziale 
Unausgewogenheit und mangeln-
de Treffsicherheit, die die Halbie-
rung der Mehrwertsteuer auf Le-
bensmittel höchst fragwürdig er-
scheinen lassen. Es sind einfach 
reale Gegebenheiten in der Wirt-

schaft und insbesondere im Be-
reich des Handels, die dem neuen 
SPÖ-Vorsitzenden offensichtlich 
fremd sind und an seiner Wirt-
schaftskompetenz zweifeln lassen.  
 
Es ist ein zum Teil sehr verbreite-
tes Phänomen im Einzelhandel 
und natürlich auch im Lebensmit-
telhandel, dass sehr viele Produk-
te mit sog. „9er-Preisen“ ausge-
preist werden, d.h. das die letzte 
bzw. vorletzte Ziffer des jeweiligen 
Preises eine „9“ enthält. Beispiel-
haft sei auf den vorhin erwähnten 
Liter Milch mit 0,89 Euro oder das 
Kilo Brot mit 2,29 Euro hingewie-
sen. Diese Preise existieren unab-
hängig davon, welcher Mehr-
wertsteuersatz (10 oder 20%) zur 
Anwendung kommt. Hinter dieser 
Art der Preisgestaltung steht na-
turgemäß ein psychologisches 
Motiv; der Preis nähert sich eng 
dem nächst höheren 10-Cent- 
oder 1-Euro-Wert, vermittelt dem 
Kunden aber das Gefühl, dass die 
gekaufte Ware doch günstiger er-
worben wurde, womit die Akzep-
tanz dieses Preises natürlich zu-
nimmt. Diese psychologisch moti-
vierte Preisgestaltung würde der 
Handel selbstverständlich auch 
bei einem geringeren Mehr-
wertsteuersatz nicht aufgeben. 
Wohl wäre zu erwarten, dass die 
Preise angesichts einer Steuer-
satzreduzierung zunächst einiger-
maßen genau abgesenkt werden, 
und man würde dies da und dort 
auch überprüfen können. Wir ha-
ben aber schon anlässlich der Eu-
ro-Einführung zum 1.1.2002 die 
Erfahrung gemacht, dass die ex-
akte Preisumrechnung von nicht 
allzu langer Dauer ist. Die oben 
dargestellte Preispsychologie hat 
dazu sicherlich ihren Beitrag ge-
leistet.  
 
In diesem Zusammenhang darf 
ein weiterer wichtiger Umstand 
nicht übersehen werden, nämlich 
die Kostenentwicklung in den Be-
trieben. Es sind nicht nur die stän-
dig steigenden Energiekosten son-
dern vor allem die besonders stark 
ansteigenden Personalkosten, die 
speziell im Lebensmittelhandel 
besonderes Gewicht haben. Dem 
Lebensmittelhandel wird es ein 
leichtes sein – man denke hier nur 

an die relativ hohen Lohnab-
schlüsse des Jahres 2007 aber 
auch an die bevorstehenden 
Lohnverhandlungen im Herbst 
dieses Jahres, für die die Gewerk-
schaft die Latte sehr hoch legen 
dürfte – zu argumentieren, dass 
diese Kostensteigerungen auf je-
den Fall in den Preisen ihren Nie-
derschlag finden müssen.  
 
Mit der Mehrwertsteuersenkung 
von 5% bei Lebensmittel hat Fay-
mann vor allem den großen Le-
bensmitteleinzelhandelunternehm
en jenen Spielraum aufgezeigt, 
den diese - wie oben dargestellt - 
argumentativ ausnützen können, 
ohne im Vergleich zu den gegen-
wärtigen Verhältnissen billiger 
werden zu müssen. Der Effekt 
aber ist, dass der Konsument 
von der Mehrwertsteuerabsen-
kung praktisch nichts haben 
wird, der Staat aber einen Einnah-
menausfall von 750 bis 900 Mio 
Euro – hier gibt es unterschiedli-
che Einschätzungen – in Kauf zu 
nehmen hat. 
 
Eine Mogelpackung also und 
Populismus in Reinkultur!!! 
 
Will man tatsächlich wirksam ge-
gen die anhaltende Teuerung auf 
dem Lebensmittelsektor vorgehen, 
wäre es besser – wie auch Vize-
kanzler und Finanzminister Molte-
rer vorgeschlagen hat – gezielte 
Maßnahmen gegen den etwaigen 
Missbrauch der Marktkonzentrati-
on im Lebensmittelhandel Öster-
reich zu setzen. Z.B. durch Aus-
weitung der Befugnisse der 
Wettbewerbsbehörde, wie dies 
von Wirtschaftsminister Bar-
tenstein konkret zur Diskussion 
gestellt wurde. 
 
Prof. Dr. Wilfried Bartholner 

Halber Mehrwertsteuersatz auf Lebensmittel – Faymann’s Mogelpackung 
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Österreich befindet sich derzeit wie-
der einmal im Wahlkampf-Fieber. 
„GENUG GESTRITTEN“ sagt der 
eine, „ES REICHT“ der andere Ko-
alitionspartner nach der letzten Na-
tionalratswahl von 2006. 
Damit ist die Koalition gescheitert.  
War es falsch, damals eine Koaliti-
ons-regierung zu bilden? Ich glau-
be, es war zumindest den Versuch 
wert.  
In Österreich ist eine große Koaliti-
onsregierung fast schon Tradition 
und wir sind lange Jahre damit gut 
gefahren. Österreich wurde nach 
1945 wiederaufgebaut und gehört 
heute zu den wohlhabenden euro-
päischen Staaten. Möglich war das, 
weil hinter der Koalition Personen 
standen, die in erste Linie das Wohl 
der Menschen in Österreich im Au-
ge hatten, Männer wie Benya
(Gewerkschaft) und Sallinger 
(Wirtschaftskammer) und viele an-
dere. Diese Personen hatten den 
Willen zur Zusammenarbeit im Inte-
resse aller Menschen in Österreich 
und waren zu Kompromissen be-
reit. Aber diesen Willen gibt es an-
scheinend nicht mehr. Das eigene 
Interesse, der eigene Machteinfluss 
stehen im Vordergrund. 
Was ist geschehen? 
Alfred Gusenbauer und Willi Molte-
rer haben ein Koalitionsabkommen 
geschlos-sen, in dem das Regie-
rungs-programm festgeschrieben 
ist. Speziell in den Reihen der SPÖ 
gab es jedoch Unzufriedene, die 
mit der Kompromissbe-
reitschaft von Alfred 
Gusenbauer nicht ein-
verstanden waren. 
Dazu gehörte sicher 
auch Werner Faymann, 
der es aber verstand, dass 
andere sich als Wortführer enga-
gierten. Bis dann die Bombe 
platzte Gusenbauer wurde ab-
montiert, blieb aber Bundeskanz-
ler und  Werner Faymann ließ 
sich zum Parteiobmann küren 
und letztendlich zum Kanzlerkan-
didaten.. 
 Und dann passierte noch etwas 
Ungewöhnliches. Es ist ja bekannt, 
dass Hans Dichand und die KRO-
NEN-ZEITUNG schon längere Zeit 
gegen die Ratifizierung des EU-
Lissabon-Vertrages allein durch 
Parlament und Bundes-präsident 
polemisiert und eine Volks-
abstimmung fordert- So bedenklich 
im Einzelnen diese Vorgangsweise 

war, sie sprach an, was die Men-
schen bewegte. Faymann, der ein 
besonderes Verhältnis zu Di-
chand und der KRONE zu haben 
scheint, setzten sich in der Form 
über eine Verhaltensregel der Poli-
tik hinweg und schrieben den be-
rühmten Brief an die KRONE: Gu-
senbauer und Faymann hätten auf 
einer Pressekonferenz mitteilen 
können, was sie sagen wollten, 
hätten aber riskiert, dass die Boule-
vard-Presse ihr Angebot als unzu-
reichend abgeschmettert hätte. Und 
am Wohlwollen des Hans Dichand 
war ihnen sehr viel gelegen. 
 Wer ist Hans Dichand ?  Für mich 
eine schillernde Person. Im Jahre 
1958 hatten er und Kurt Falk die 
„KRONE“ 
gegründet. 
Die Zei-
tung war 
erfolg-
reich, ins-
besondere 
der Wirt-
schafts- 
und 
Kulturteil. 
Aber im 
Jahre 
1974 zer-
stritten 
sich die 
KRONE-
Kompag-
nons und 
gingen 
sicher nicht im Einvernehmen aus-
einander. Erst Jahre später, als die 

Westdeutsche Allgemeine Zei-
tung (WAZ) die Hälfte der 

KRONE kaufte, 
zahlte Di-

chand 

Falk 
aus. Letzterer 
gründete dann 1985 die 
„GANZE WOCHE“. Laut Noah Falk, 
dem Sohn des 2005 verstorbenen 
Kurt Falk, soll sich Hans Dichand 
1994, vor der Abstimmung zur EU-
Mitgliedschaft unseres Landes, für 
die EU ausgesprochen haben, heu-
te jedoch brüstet er sich als großer 
EU-Gegner. Ist er ein Wendehals? 
 Und dann noch etwas. Es gibt ein 
Abkommen zwischen den Koaliti-
ons-partnern SPÖ und ÖVP, dass 
sie sich bis zur Bildung einer neuen 
Regierung im Parlament nicht über-
stimmen werden. Und was ist ge-

schehen? Werner Faymann einigt 
sich mit seinen Genossen auf ein 
populistische nicht finanzierbare 
Maßnahmen und  stellte dieses der 
Presse vor. Bundeskanzler Gusen-
bauer wurde überhaupt nicht einge-
bunden, der Kanzler ohne Arbeit 
irgendwo in der Welt unterwegs, 
war nicht einmal dabei, die ÖVP 
war nicht informiert und das Parla-
ment soll in Sondersitzungen noch 
vor der Wahl entscheiden. KOSTE 
ES WAS ES WOLLE! 
In Inseraten fordert Faymann auf: 
„Zusammen arbeiten“ ist er bereits 
öfter wortbrüchig geworden als Gu-
senbauer.  
 Populismus pur -  „Mehrwert-
steuer auf Lebensmittel halbieren“ 
halten Experten für unzweckmäßig 
und bringen ein Loch von fast 1 

Mrd Euro im Staats-
haushalt. 
WER gleicht aus? 
Studiengebühren ab-
schaffen ist für den 
Grünen Van der Bellen 
akzeptabel, aber diese 
verlorenen Millionen an 
Studiengebühren müss-
ten den Universi-täten 
vom Staat ersetzt wer-
den. WOHER? Über 
die Finanzierung wird 
wie üblich bei den Sozi-
alisten nicht geredet. 
Soll das Schuldenma-
chen wie unter Kreisky 
wieder beginnen? 
Auch hat der Rech-
nungshof aufgezeigt, 

dass Minister Darabos bei der Än-
derung des Euro-Fighter-Vertrages 
allein gehandelt – keine Experten 
beigezogen -  und die Unwahrhei-
ten gesagt hat. 
Ich stelle mir daher die Frage, wem 
kann man denn noch trauen? Ver-
sprechen werden gebrochen, Un-
wahrheiten gesagt u.s.w. 
Ich halte Vizekanzler Willi Molterer 
für einen Politiker mit Erfahrung, mit 
Handschlagsqualität und vor allem 
ist er keine Marionette der Kronen 
Zeitung. 
Die ÖVP hat in ihrer Regierungsve-
rantworung gezeigt das sie für ein 
solides Wirtschaften, ein finanzier-
bares Sozialprogramm und mit 
Herz für Familien, Kinder und Pfle-
ge-bedürftige steht. 
 

Ich werde ÖVP wählen,  
tun Sie es bitte auch. 

 
DI H.Haindl 

Wen soll ich am 28. September wählen? 

Die KRONE-Leser haben so  

eine KRONE nicht verdient! 
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 Die Menschen entlasten, Teuerung bekämpfen 
⇒ Familien stärken - 13. Familienbeihilfe » 
⇒ Mehr Kinder - weniger Steuern » 
⇒ Vereinbarkeit von Familie und Beruf weiter  
         ausbauen: Kinderbetreuungsgeld 80% vom  
         letzten Nettogehalt » 
⇒ Kostenfreier Kindergartenplatz ab dem  
        5. Lebensjahr » 
⇒ Vorgezogene Erhöhung der Pensionen  
⇒ Mobilität für alle: Das Österreich-Ticket  
         für ALLE verkehrsmittel, einfach und günstig 
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ÖVP — Die Partei mit sozialem Gespür:  
 
Höhere Förderung für Betreuungskräfte –  
keine Vermögensgrenze 
• Orientierung am Fördermodell Niederösterreich 
• Österreichweiter Entfall der Vermögensgrenze als 
       Fördervoraussetzung 
Höhere Förderung insbesondere für die Betreuung 
durch selbständige und unselbstständige Betreuungs-
kräfte (selbständige Betreuungskräfte 500 €, unselb-
ständige Betreuungskräfte 1.000 €) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abschaffung des Angehörigenregresses bei der 
Betreuung im Heim 
• Gewährung der Pflegevorsorge, insbesondere der 
stationären Betreuung, unter Österreich weitem Ver- 
 
 
 
zicht auf den Kostenersatzanspruch (Regress) gegen-
über unterhaltspflichtigen Angehörigen (Ehegatten und 
Kinder). 
 

 
 
 
 
 
Finanzierungsmodell „Pflegefonds“: Die Einnahmen 
der öffentlichen Hand im Bereich stationäre Betreuung 
aus Kostenersatzansprüchen gegenüber Angehörigen 
können auf rund 110 Mio. € geschätzt werden. Aus 
Privatisierungserlösen soll ein Pflegefonds dotiert wer-
den, um aus den Zinserträgen laufende Aufwendun-
gen aus der Pflegevorsorge zu tragen. 
 

Verlängerung der Amnestie für Pflegekräfte 
Sanktionsfreistellung bzw. Rückforderungsverzicht 
(SV-Beiträge, Abgaben, Verwaltungsstrafen): Verlän-
gerung der Amnestieregelung bis dieses Paket in Kraft 
tritt. 
Zielgerichtete Valorisierung des Pflegegelds 
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Das schaffen wir: 
DER NEUSTART FÜR ÖSTERREICH 
 
y Gegen die Teuerung. 

−Doppelte Familienbeihilfe im September, für alle Familien mit Kindern  
in Ausbildung. 

−Vorziehen der Pensionserhöhung auf November 2008 
−Günstiges Österreich-Ticket für ALLE öffentlichen Verkehrsmittel. 
−Höheres Kilometergeld und Pendlerpauschale. 

 
y Für leistbare Pflege. 

−Entfall der Vermögensgrenze und doppelte Förderung bei der 24-Stunden-
Betreuung. 

−Abschaffung des Angehörigenregresses. 
−Zielgerichtete Erhöhung des Pflegegeldes (z.B. auch für Kinder mit Behinderung). 

 
y Für eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 

−Letztes Kindergartenjahr gratis. 
−Absetzbarkeit für Kinderbetreuungskosten. 

 
y Für Sicherheit im Alltag. 

−Ohne Deutschkurs keine Zuwanderung—wer bei uns leben will,  
muss Deutsch lernen. 

−Schutz von Kindern und Wehrlosen—härtere Maßnahmen gegen Sexualstraftäter. 

Nur eine gesunde Wirtschaft  
garantiert soziale Sicherheit! 

Sicherheit hat Priorität! 


